
 
 

Anordnung von betrieblichem Zwangsurlaub 

Grundsätzlich muss der Arbeitgeber bei der zeitlichen Festlegung des Urlaubs die Wünsche 

des Arbeitnehmers gemäß Bundesurlaubsgesetz berücksichtigen. Allerdings sind dabei neben 

den Wünschen des Arbeitnehmers auch dringende betriebliche Belange, sowie 

Urlaubswünsche anderer Arbeitnehmer zu berücksichtigen. Der Arbeitgeber ist daher 

aufgrund dringender betrieblicher Belange grundsätzlich berechtigt Zwangsurlaub 

anzuordnen. Derartige betriebliche Belange können sich dabei aufgrund der aktuellen 

wirtschaftlichen Situation ergeben, wie etwa durch Lieferengpässe, Auftragsrückgänge oder 

durch ein unabwendbares Ereignis (z.B. behördlich angeordnete Maßnahmen wie etwa aktuell 

im Zusammenhang mit dem Corona-Virus). Allerdings gilt dies nicht für bereits genehmigten 

Urlaub. Bereits genehmigter Urlaub kann nicht revidiert und als sofortiger Zwangsurlaub 

verhängt werden.  

In der Regel wird betrieblicher Zwangsurlaub in folgenden Fällen verhängt: 

 Bei Saisonbetrieben 

 Bei Nicht-Betriebsfähigkeit von Unternehmen ohne Eigentümer 

 Bei unvorhergesehenen Krisen (aktuell: Maßnahmen im Zusammenhang mit dem 

Corona-Virus) 

Dass die Anordnung von Zwangsurlaub durch den Arbeitgeber aufgrund betrieblicher Belange 

möglich ist, ergibt sich mittelbar bereits aus den gesetzlichen Regelungen zur Kurzarbeit. 

Damit der Antrag des Arbeitgebers auf Kurzarbeitergeld bewilligt wird, hat dieser grundsätzlich 

alle ihm sonst möglichen Maßnahmen, Urlaubsgewährung und Abbau von Überstunden zu 

ergreifen. Bei der Anordnung von betrieblichen Zwangsurlaub ist für den Arbeitgeber wichtig, 

dass hier grundsätzlich nur der bereits entstandene und noch nicht bewilligte Urlaubsanspruch 

im jeweiligen Kalenderjahr einzubeziehen ist. Vor dem 30.06.2020 ist dies pro vollen 

Arbeitsmonat ein zwölftel des Jahresurlaubs. Dabei ist es wichtig zu wissen, dass nach dem 

30.06. des Kalenderjahres grundsätzlich der gesamte gesetzliche Jahresurlaubsanspruch, 

zzgl. des übergesetzlich vereinbarten Urlaubes, sofern hier im Arbeitsvertrag keine 

diesbezügliche Zwölftelungsregelung vereinbart wurde, entstanden ist. 

Alternativ zum Zwangsurlaub kann durch den Arbeitgeber aufgrund dringender betrieblicher 

Belange der Abbau von Überstunden, Kurzarbeit oder die Reduzierung der Arbeitszeit 

angeordnet werden. Vor der Anordnung von Kurzarbeit ist jedoch bereits entstandener und 

noch nicht genommener Urlaub zu gewähren und der Abbau von Überstunden anzuordnen. 

Kurzarbeit ist folglich quasi als Ultima ratio anzusehen. 



 
Aber: Nicht jede wirtschaftliche Krise legitimiert zur Anordnung von betrieblichem 

Zwangsurlaub! Denn Auftragsmangel oder Störungen im Betriebsablauf legitimieren den 

Zwangsurlaub nicht. Das Betriebsrisiko, die Angestellten unwirtschaftlich zu bezahlen, muss 

der Arbeitgeber tragen und darf nicht auf den Arbeitnehmer abgewälzt werden. 

In Fällen wie aktuell durch die bestehende Corona-Krise ist jedoch in jedem Fall von einem 

zum Zwangsurlaub berechtigten betrieblichen Belang zu sprechen. Dies insbesondere dann, 

wenn ein Betrieb seine Tätigkeit aufgrund behördlicher Maßnahmen, wie vorliegend 

insbesondere im Einzelhandel, der nicht der Grundversorgung dient, im Gastronomie und im 

Hotelgewerbe oder in der Automobilbranche, die aufgrund der Lieferengpässe und fehlenden 

Rohstoffe vermutlich über kurz oder lang die Produktion einschränken bzw. einstellen müssen, 

einschränken bzw. einstellen muss. 

Für die Dauer von betrieblichem Zwangsurlaub gibt es dabei keine gesetzlichen Richtlinien. 

Betrieblicher Zwangsurlaub kann für die Dauer von ein paar Tagen oder aber auch Wochen 

angeordnet werden. Ist der Urlaub jedoch bereits genehmigt oder wurde vollkommen 

ausgeschöpft, kann  der Arbeitgeber dem nicht einfach widersprechen. 


